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Nr. 36 
Tag nhalt: Seite 
29. 11. 1928 Straßenbaugeſetz für die Hohenzollernſchen Lande dne 209 


18. 10. 1928 Verordnung über die Übertragung des Rechtes zum Ausbau der Baftau von der Köhlter Brücke bis zur 
Steinernen Brücke ſowie der Alten Baſtau von der Steinernen Brücke bis zu ihrer Einmündung in die 

Baſtau bei Gut Rodenbeck an den Kreis Minden 211 

20. 11. 1928 Verordnung über die Anſtellung der ftaatlichen Polizeibeamten der Beſoldungsgruppen 7b bis 11 211 
Bekanntm 10 ung der un dem Gejege vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichen Erlaſſe, 

rkunden uſw. 


NEE EEE ALIEN ET Tee TE rfßfßßßdßßßßß es /er2e. ie. ielTei ers 


(Nr. 13387.) Straßenbaugeſetz für die Hohenzollernſchen Lande. Vom 29. November 1928. 


Der Landtag hat für die Hohenzollernſchen Lande das folgende Geſetz beſchloſſen: 
SA. 

Die öffentlichen Wege werden eingeteilt in: 

1. Landſtraßen; 

2. Landwege (Kreisſtraßen); 

3. Gemeindewege. 

82 . 

(1) Landſtraßen ſind öffentliche Wege, die durch Beſchluß des Landeskommunalverbandes als 
ſolche erklärt und in das Verzeichnis der Landſtraßen eingetragen ſind. 

(2) Landwege (Kreisſtraßen) ſind öffentliche Wege, die durch übereinſtimmende Beſchlüſſe 
des Landeskommunalverbandes und der Kreiſe, in denen ſie liegen, als Landwege erklärt und in 
das Verzeichnis der Landwege eingetragen ſind. 

(3) Alle übrigen öffentlichen Wege find Gemeindewege. 


(4) Die Feſtſtellung der als Landſtraßen und Landwege (Kreisſtraßen) zu bezeichnenden 
Wege hat unter Berückſichtigung der Verkehrsverhältniſſe und der Bedeutung der Wege zu erfolgen. 


6) Die Landſtraßen und Landwege (Kreisſtraßen) find in einer dem Verkehr entſprechenden 
Weiſe zu befeſtigen. 5 
83. 


Die Verzeichniſſe der Landſtraßen und der Landwege (Kreisſtraßen) werden vom Vorſitzenden 
des Landesausſchuſſes (Landesdirektor) geführt. 


§ 4. 
() Gegen die Beſchlüſſe des Landeskommunalverbandes, wodurch ein öffentlicher Weg als 
Landſtraße erklärt oder ein Antrag eines Kreiſes auf Erklärung eines Weges zur Landſtraße 
abgelehnt wird, ſteht dem Kreiſe das Recht der Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zu. 


(2) Die mangelnde Zuſtimmung eines Beteiligten zur Erklärung eines Weges als Landweg 
Ereisſtraße) (§S 2 Abſ. 2) kann auf Antrag des anderen Beteiligten durch Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes erſetzt werden. ü 

(1) Mit Genehmigung der Wegebaupolizeibehörde können Landſtraßen in Landwege (Kreis⸗ 
ſtraßen) oder Gemeindewege, Landwege (Kreisſtraßen) in Gemeindewege umgewandelt werden. 
Die Umwandlung erfolgt durch übereinſtimmende Beſchlüſſe des Landeskommunalverbandes und 
der beteiligten Kreiſe. Bei Umwandlung von Landſtraßen oder Landwegen (Kreisſtraßen) in 
Gemeindewege bedarf es auch der Zuſtimmung der beteiligten Gemeinden. Die mangelnde 
Zuſtimmung eines Beteiligten kann auf Antrag eines anderen Beteiligten durch Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes erſetzt werden. 


Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 25. Dezember 1928. ; 36 
Geſetzſammlung 1928. (Nr. 13387—13389), 


210 Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 36, ausgegeben am 11. 12. 28. 


(2) Die Umwandlung wird bei Landſtraßen und Landwegen (Kreisſtraßen) durch Ein 
und Löſchung in dem Landſtraßen⸗ oder Landwegeverzeichniſſe wirkſam. 


(3) In die Kaffe der Gemeindewege dürfen nur ſolche Wege verſetzt werden, die nicht einem 
über die bloß örtlichen Verbindungen hinausgehenden größeren Verkehr dienen. 


§ 6. 
(1) Die Wegebaulaſt trägt hinſichtlich der Landſtraßen der Landeskommunalverband, 
hinſichtlich der Landwege (Kreisſtraßen) der Kreis. Die techniſche Verwaltung beider Wegegruppen 
liegt dem Landeskommunalverband ob. Dies gilt auch für den Neubau ſolcher Wege. 


00 Die Se an den Gemeindewegen 108 den Gemeinden ob, ſoweit nicht Dritte auf 


8 7. 

(1) Soweit es zur Vermeidung übermäßiger Koſten bei der Gewinnung, der Anfuhr oder 
der Verarbeitung von Wegebauſtoffen zur Unterhaltung der Landſtraßen und Landwege (Kreis⸗ 
ſtraßen) erforderlich iſt, find die Gemeinden für die in ihren Gemarkungen liegenden Landſtraßen⸗ 
und Landwege-(Kreisſtraßen-) Strecken verpflichtet, dieſe Arbeiten beſorgen zu laſſen. 

(2) Die gleiche Verpflichtung beſteht für dringliche Arbeiten, die infolge von außergewöhnlichen 
Naturereigniſſen, wie Waſſergüſſen, Erdfällen, notwendig werden. 

(3) Die Offenhaltung der Landſtraßen und Landwege (Kreisſtraßen) bei Schneeanhäufungen 
iſt Obliegenheit jeder Gemeinde innerhalb ihrer Gemarkung. 

(4) Die Koſten dieſer Arbeiten werden durch den Landesausſchuß nach eingeholtem techniſchen 
Gutachten feſtgeſetzt und von den Unterhaltungspflichtigen den Gemeinden erſtattet. 

6) Die a, des Geſetzes über die Reinigung öffentlicher Wege vom 1. Juli 1912 
(Geſetzſamml. S. 187) bleiben unberührt. 

§ 8. 


Für die Landſtraßen und Landwege (Kreisſtraßen) iſt Wegebaupolizeibehörde der Regierungs⸗ 
präfident; Wegepolizeibehörde in den Städten die Ortspolizeibehörde, im übrigen der Landrat. 


SER 

(1) Die auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Verpflichtungen zur Unterhaltung der Land⸗ 
ſtraßen, Landwege (Kreisſtraßen) und Gemeindewege bleiben beſtehen. 

(2) Unberührt bleibt die Baulaſt der bisher Verpflichteten hinſichtlich der Brücken im Zuge 
der ſeitherigen unmittelbaren Landſtraßen. 

(3) Der Landeskommunalverband (Landesausſchuß) kann jederzeit verlangen, daß ihm dieſe 
Brückenbaulaſt im Wege einer der Leiſtungsfähigkeit der Beteiligten angemeſſenen Ablöſung 
überlaſſen wird. Kommt eine Einigung nicht zustande, fo entſcheidet der Bezirksausſchuß. 

(4) Die zurzeit Verpflichteten können ihrerſeits verlangen, daß der Landeskommunalverband 
die Brückenbaulaſt im Wege der Ablöſung übernimmt. Die Übernahme hat ſpäteſtens innerhalb 
eines Zeitraums von zehn Be nach ee des a. zu erfolgen. Abſ. 3 Satz 2 gilt 


i entſprechend. 


8 10. 


Der Bezirksausſchuß hat bei allen nach dieſem Geſetze zu treffenden Entſcheidungen die 
Leiſtungsfähigkeit der Beteiligten angemeſſen zu berückſichtigen. Er beſchließt nach Anhörung der 
. Seine eee (SS 4, 5, 9) ſind endgültig. 


§ 11. N 
f Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über die Aufſtellung der Landſtraßen⸗ und Landwege⸗ 
(Kreisſtraßen⸗) Verzeichniſſe treten mit dem Tage der Verkündung, die übrigen am 1. April 1929 
in Kraft. Mit dieſem Tage werden die dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere 
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das Geſetz, betr. die Teilnahme an den Koſten des Baues und der Unterhaltung der Landſtraßen 
in den Hohenzollernſchen Landen, vom 5. Januar 1878 (Geſetzſamml. S. 5) aufgehoben. 


§ 12. 
Die Ausführung des Geſetzes iſt den zuſtändigen Miniſtern übertragen. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. November 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Grzeſinski. 


(Nr. 13388.) Verordnung über die Übertragung des Rechtes zum Ausbau der Baſtau von der Köhlter 
Brücke bis zur Steinernen Brücke ſowie der Alten Baſtau von der Steinernen Brücke 
bis zur ihrer Einmündung in die Baſtau bei Gut Rodenbeck an den Kreis Minden. Vom 
18. Oktober 1928. 

Dem Kreiſe Minden wird gemäß § 155 Abſ. 2 des Preußiſchen Waſſergeſetzes vom 

7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) das Recht zum Ausbau der Baſtau von der Köhlter Brücke 

bis zur Steinernen Brücke ſowie der Alten Baſtau von der Steinernen Brücke bis zu ihrer 

Einmündung in die Baſtau bei Gut Rodenbeck und ihrer Ufer übertragen. 


Berlin, den 18. Oktober 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 


(Nr. 13389.) Verordnung über die Anſtellung der ſtaatlichen Polizeibeamten der Beſoldungsgruppen 7 b 
bis 11. Vom 20. November 1928. 

Die Anſtellung und Beförderung der ſtaatlichen Polizeibeamten in den Beſoldungsgruppen 7 b 

bis 11 wird vom 1. Januar 1929 wie folgt geregelt: 

1. Soweit die Beamten einer ſtaatlichen Polizeiverwaltung angehören, wird a Befugnis 
durch den Leiter dieſer Polizeiverwaltung ausgeübt; 

2. ſoweit die Beamten zu einer in Städten mit kommunaler Polizeiverwaltung befindlichen 
Dienſtſtelle gehören, durch die Regierungspräſidenten; 

3. ſoweit die Beamten zu dem Stammperſonal einer ſtaatlichen Polizeiſchule gehören 

a) für die Exekutivbeamten durch die Schulleiter, 
b) für die Verwaltungsbeamten durch die Oberpräſidenten; 

4. ſoweit die Beamten zu dem Stammperſonale der Höheren Polizeiſchule in Eiche, der 
Polizeiſchule für Leibesübungen in Spandau, der Polizeiſchule für Technik und Verkehr 
und des Polizeiinſtituts Berlin gehören 

a) für die Exekutivbeamten durch die Schulleiter, 
b) für die Verwaltungsbeamten durch den Miniſter des Innern. 

Die Beſtallungsurkunden ſind in folgender Form zu vollziehen: 

Namens des Preußiſchen Staatsminiſteriums. 
Der Polizei⸗(Regierungs⸗, Ober⸗) Präſident uſw. 


Berlin, den 20. November 1928. 


Siegel. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Grzeſinski. 
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Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Auguſt 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Köln für den Bau einer Rhein⸗ 
brücke von Köln⸗Riehl nach Köln⸗Mülheim nebſt Rampenanlagen und Zufahrtswegen und 
für die Herſtellung der hiermit im Zuſammenhange ſtehenden Anlagen zur Verhütung von 
Hochwaſſergefahren 

durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 45 S. 211, ausgegeben am 10. November 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. September 1928 


über die Genehmigung eines Nachtrags zu den Verordnungen, betreffend das Ritter⸗ 
ſchaftliche Kreditinſtitut des Fürſtentums Lüneburg, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 42 S. 258, ausgegeben am 20. Oktober 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. September 1928 


über die Genehmigung von Nachträgen zu den Verordnungen, betreffend das Ritter⸗ 
ſchaftliche Kreditinſtitut des Fürſtentums Lüneburg, über Goldpfandbriefe (Abfindungs⸗ 
pfandbriefe) und Goldpfandbriefzertifikate (Abfindungspfandbriefzertifikate) und zur Durch⸗ 
führung des Geſetzes über die Pfandbriefe und verwandten Schuldverſchreibungen öffentliche 
rechtlicher Kreditanſtalten vom 21. Dezember 1927 ſowie über die Ermächtigung zur Ausgabe 
von Goldpfandbriefen (Abfindungspfandbriefen) des Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts des 
Fürſtentums Lüneburg zu Celle und von Goldpfandbriefzertifikaten (Abfindungspfandbrief⸗ 
zertifitaten) des Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts des Fürſtentums Lüneburg nach Maß⸗ 
gabe des genehmigten Nachtrags 

durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 41 S. 243, ausgegeben am 13. Oktober 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. September 1928 


über die Genehmigung des Nachtrags zur Landſchaftsordnung der Pommerſchen Landſchaft 
mit der Bezeichnung „XXII“ und der Überſchrift „Von den Abfindungspfandbriefen und 
ihren Deckungshypotheken“ ſowie über die Ermächtigung zur Ausgabe von „Goldpfand⸗ 
briefen (Abfindungspfandbriefen) der Pommerſchen Landſchaft“ nach Maßgabe des 
genehmigten Nachtrags 

durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 44 S. 256, ausgegeben am 3. November 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. September 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin für den Bau und 
Betrieb einer elektriſchen Schnellbahn (Unterpflaſterbahn) von der Bergſtraße (Ecke Jonas⸗ 
ſtraße) bis zur Rudower Straße (Sievers Ufer) in Berlin-Neukölln 

durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 43 S. 285, ausgegeben am 27. Oktober 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Oktober 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Luckau, N. L., für den Bau einer 
Kunſtſtraße Sonnewalde Schönewalde —Frankena— Kirchhain 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 43 S. 283, ausgegeben am 27. Oktober 1928; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Oktober 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Rheinprovinz 
für den Bau einer neuen Provinzialſtraße von Köln nach Bonn 


durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 43 S. 201, ausgegeben am 27. Oktober 1928; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Oktober 1928 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft für Gas⸗, Waſſer⸗ und 
Elektrizitätsanlagen in Berlin für das zu den Anlagen für die Leitung und Verteilung 
des elektriſchen Stromes — ausgenommen Hochſpannungsleitungen von mehr als 
11.000 Volt ſowie Umfpann- und Schaltſtationen, die über den Rahmen von Ortsſtationen 
hinausgehen —, im Verſorgungsgebiete des Elektrizitätswerks Billſtedt bei Hamburg 
erforderliche Grundeigentum im Kreiſe Stormarn 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 43 S. 337, ausgegeben am 27. Oktober 1928. 
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